ge. 


Geſetz-Sammlung 
2 d 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 34. 


(Fr. 3288.) Verordnung uͤber die Einrichtung des Landarmen-, Korrigenden- und Irren⸗ 
weſens in der Neumark. Vom 19. Oktober 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
5 Regent, | 

verordnen tiber die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen⸗, Korrigenden⸗ 

und Irrenweſens der Neumark nach Anhörung des Kommunallandtages der⸗ 
ſelben, unter Aufhebung des Landarmen⸗Reglements vom 12. Mai 1800., ſo⸗ 

weit daſſelbe in Nachfolgendem nicht ausdruͤcklich aufrecht erhalten wird, und 

des Regulativs vom 13. Maͤrz 1828., auf Grund des F. 11. des Geſetzes uͤber 

die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842., was folgt: 


J. Umfang des Verbandes. 
WER 

Der Landarmenverband der Neumark umfaßt die nachſtehenden Kreiſe: 

den Koͤnigsberger Kreis, 
Soldiner 
Landsberger 
Friedeberger 
Arnswalder 
Sternberger 
Croſſener und 
Zuͤllichau-Schwiebuſer Kreis. : 
Den früher in den Verband mit en Alt⸗Neumaͤrkiſchen Krei⸗ 
ſen Dramburg, Schievelbein und Cottbus bleibt der Ruͤcktritt in denſelben vor⸗ 


behalten. 5 I: 
II. Deſſen Zwecke im Allgemeinen. 
F. 2. 


„Die Zwecke des Landarmen⸗Verbandes der Neumark erſtrecken ſich: 
Jahrgang 1860. (Nr. 5285.) 72 4) 


* * * * * w * 
Neun u d 1 5 * 


auf 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Dezember 1860. 3 
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4) auf die Ausuͤbung der Landarmenpflege für die zum Verbande gehör: 
gen Landestheile; f Ei 

2) auf die Erziehung und Beſſerung ſittlich verwahrloſter Kinder; 

3) auf die Vollſtreckung der gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheue, 
welche im Bereiche des Verbandes aufgegriffen ſind, erkannten Strafen 
unter der im H. 26. enthaltenen Beſchraͤnkung; 

4) unter derſelben Beſchraͤnkung auf die Vollſtreckung der gegen Weibsper⸗ 
ſonen, welche im Bezirke des Landarmen⸗Verbandes wegen gewerbsmaͤßig 
betriebener Unzucht aufgegriffen worden, dieſerhalb erkannten Strafen; 

5) auf die Unterbringung und Beſchaͤftigung ſolcher Perſonen, denen nach 
Art. 11. bis 14. des Geſetzes vom 21. Mai 1855. (Gefeß- Sammlung 
von 1855. S. 314.) von der Verwaltungsbehoͤrde der zeitweilige Auf⸗ 

enthalt in einer Arbeitsanſtalt angewieſen wird; 

6) auf die Detention und Beſchaͤftigung derjenigen Perſonen der zu 3. 
und 4. bezeichneten Kategorien, gegen welche nach ausgeſtandener Strafe 
Einſperrung in ein Arbeitshaus verhaͤngt wird; 

7) auf die Heilung, ſichere Verwahrung und Verpflegung der dem Bezirk 
des Landarmen⸗Verbandes angehoͤrigen Geiſteskranken, welche zur Vermei⸗ 
dung von Gefahr fuͤr ſich und Andere einer ſtrengen Aufſicht bedürfen; 

8) auf die Aufnahme Ortsarmer in denjenigen Faͤllen, in welchen Land⸗ 
armen⸗Verbaͤnde geſetzlich ſich ſolcher, mit oder ohne Vergütung, zu unter⸗ 
ziehen haben. 


III. Aufbringung der zur Erreichung obiger Zwecke 
erforderlichen Mittel. 


H. 3. 


Zur Erreichung der in dem vorſtehenden Paragraphen bemerkten Zwecke 
und zur Beſtreitung der Koſten der Verwaltung iſt ein Landarmen⸗Fonds ge⸗ 
bildet, deſſen Einnahmen hauptſaͤchlich in folgenden Titeln beſtehen: 

4) in dem Arbeitsverdienſt der Landarmen und Korrigenden, 
2) in den Einnahmen aus dem Erbrechte der Landarmen-⸗Anſtalt, 
3) in den Betraͤgen, welche die Kommunen fuͤr die als Pfleglinge in das 

Landarmenhaus aufgenommenen Ortsarmen zahlen, 5 

4) in den Betraͤgen, welche fuͤr die Verpflegung der Haͤuslinge aus deren 
eigenen Einkommen und Vermoͤgen eingezogen werden koͤnnen, oder von 
etwa verpflichteten dritten Perſonen gezahlt werden, 

5) in den Landarmen-⸗Beitraͤgen und 

6) in den Zinſen des angeſammelten Landarmen⸗Fonds. 


1 


n 


A. Arbeitsverdienſte der Landarmen und Korrigenden. 


H. 4. 

Ein Jeder, welcher in der Landarmen- und Korrektions⸗Anſtalt des Ver⸗ 
bandes ſeine Verpflegung findet, beziehungsweiſe Behufs Abbuͤßung der gegen 
ihn erkannten Strafe oder zur Korrektion in derſelben detinirt wird, it nach 

ſeinen 
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feinen Kräften zur Arbeit verpflichtet, und muß den Verdienſt aus derſelben, 
Behufs Deckung der Koſten ſeiner Verpflegung und Detention, der Anſtalt 
uͤberlaſſen. Die Anſtaltsbehoͤrden haben jedoch dafuͤr Sorge zu tragen, daß 
den detinirten Pfleglingen und Korrigenden zugleich die Möglichkeit zur Er⸗ 
werbung eines Ueberverdienſtes verſchafft werde, welcher zu einem, ihre kuͤnftige 
ſelbſtſtaͤndige Subſiſtenz begruͤndenden kleinen Fonds allmaͤlig angeſammelt und 
bei ihrer Entlaſſung aus der Anſtalt ihnen ausgehaͤndigt wird, bie dahin aber 
ihrer Dispoſition entzogen und derjenigen der Antaltsbehörde unterworfen bleibt. 


B. Erbrecht der Landarmen⸗Anſtalt. 


$ 5. 

Auf den eigenthuͤmlichen freien Nachlaß der in die Landarmen⸗Anſtalt 
zur Verpflegung auf Koſten der Anſtalt aufgenommenen und in derſelben ver⸗ 
ſtorbenen Armen ſteht dem Landarmen⸗Verbande das in den Hh. 50. se. 

Tit. 19. Theil II. des Allgemeinen Landrechts beftimmte Erbrecht zu. In 
Beziehung auf den Nachlaß der in die Korrektionsanſtalt zur Strafe oder 
Korrektion eingelieferten und in derſelben verſtorbenen Perſonen anderer Kate⸗ 
gorien findet ein ſolches Erbrecht nicht ſtatt. 
Der Landarmen⸗Verband iſt jedoch berechtigt, zur Deckung der Koſten der 
Unterhaltung der in der Anſtalt verſtorbenen Haͤuslinge aller Kategorien den 
Ueberverdienſt derſelben und die mitgebrachten baaren Gelder und ſonſtigen von 
den Anſtaltsbeamten gewiſſenhaft zu taxirenden Effekten, ohne Verpflichtung 
zu einer Einlaſſung auf die gerichtliche Nachlaßregulirung, eigenthuͤmlich zu⸗ 
ruͤckzubehalten, und nur den nach erfolgter Deckung jener Koſten verbleibenden 
Ueberreſt an die den Nachlaß regulirende Behoͤrde oder die legitimirten Erben 
eden lol denen auf Verlangen deshalb der erforderliche Nachweis gegeben 
werden ſoll. 


C. Landarmen-Beitraͤge. 


$. 6. d 

Soweit die in den §H. 4. und 5. gedachten Einnahmen nicht hinreichen, 

die Verwaltung des Landarmen⸗, Korrigenden- und Irrenweſens zu erhalten, 

ſind die Koſten derſelben von den aſſozürten Landesthellen durch jährliche Bei⸗ 

traͤge aufzubringen. Die Vertheilung und Erhebung der Beitraͤge erfolgt nach 

den Beſchluͤſſen des Kommunallandtages, welche jedoch vorher Der. Beſtaͤtigung 
der Staatsregierung beduͤrfen. 


IV. Junere Organiſation des Verbandes. 


SEE 
Nachdem den Ständen der zu einem Landarmen⸗Verbande der Neumark 
aſſozürten Landestheile die eigene Verwaltung der Landarmen-Anſtalten unter 
Kontrole und Oberaufſicht der Staatsbehörden bereits durch den Landtags: 
Abſchied vom 17. Auguſt 1825. an die zum erſten Provinziallandtage verſam⸗ 
(Nr. 5285.) 72 N melt 
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melt geweſenen Stände der Mark Brandenburg und des Markgrafthums Nie 
derlauſitz zuruͤckgegeben worden iſt, ſoll es hierbei auch ferner bewenden. Dieſe 


Verwaltung, welche ſich nicht nur auf die geſammte Oekonomie der beſtehen⸗ 


den Landarmen⸗, Korrektions⸗ und Irrenanſtalten des Verbandes, ſondern zus 


gleich auf die Ausuͤbung der das Landarmenweſen, die Korrektion der in H. 2. 
zu Nr. 2. 5. 6. bezeichneten Detinenden, die Aufnahme der Irren, die Trans⸗ 
portirung und Entlaſſung ſaͤmmtlicher den Anſtalten zugewieſenen Individuen 
betreffenden, im H. 8. nicht ausgenommenen landespolizeilichen Funktionen in⸗ 
nerhalb der Grenzen des Verbandes erſtreckt, wird von der unter dem Namen 
„ſtaͤndiſche Landarmen-Direktion der Neumark“ bereits beſtehenden Behoͤrde 
auch fernerhin fortgefuͤhrt. 


H. 8. 


Nicht berührt wird durch die Uebertragung der in H. 7. benannten lan⸗ 
despolizeilichen Funktionen an die Landarmen-Direktion: 


1) die Befugniß der Landraͤthe und der Regierungen zur Ueberweiſung ſol⸗ 


cher Perſonen an den Landarmen⸗Verband, welche zur Zeit, wo fie die 
Armenpflege in Anſpruch nehmen, einem Ortsarmen-Verbande ihres Ver⸗ 
waltungsbezirks nicht angehoͤren, ſowie zum Erlaß der im Art. 6. und 
Art. 1115. des Geſetzes vom 21. Mai 1855. gedachten Reſolute; 

2) die Befugniß der Regierungen zur Entſcheidung daruͤber, ob in den Faͤl⸗ 
len der $$. 117 — 119. des Strafgeſetzbuches der Verurtheilte nach aus⸗ 
geſtandener Strafe in ein Arbeitshaus gebracht werden (H. 120. a. a. O. 
reſp. Geſetz vom 14. April 1856., Geſetz⸗Sammlung S. 210.), und wie 
lange die in ſolchem Falle, oder eine auf Grund des H. 146, des Straf⸗ 

geſetzbuches verhaͤngte Beſſerungshaft dauern, ingleichen ob gegen einen 

verurtheilten Auslaͤnder auf Grund des H. 120. a. a. O. mit Landes⸗ 
verweiſung verfahren werden ſoll; 

die Kompetenz der Regierungen zur Entſcheidung von Streitigkeiten im 

Sinne der KH. 33. und 34. des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842, 

(einſchließlich der Streitigkeiten zwiſchen dem Landarmen-Verbande einer⸗ 

und einzelnen in deſſen Bereich gelegenen Ortsarmen-Verbaͤnden ande⸗ 

rerſeits); 

die Zuſtändigkeit der Regierungen zur Ausuͤbung der Dienſt⸗Disziplin über 

die Unterbehoͤrden auch innerhalb des durch dieſe Verordnung beruͤhrten 

Verwaltungsgebiets, und zum Erlaß hierauf beruhender allgemeiner An⸗ 

ordnungen. 


3 


— 


4 


— 


Kom munallandtag der Neumark. 


§. 9. 
Bei der Verwaltung der Oekonomie iſt die Landarmen⸗Direktion zunaͤchſt 
dem Kommunallandtage der Neumark untergeordnet. Derſelbe hat demgemaͤß 
insbeſondere die von der ſtaͤndiſchen Verwaltungsbehoͤrde entworfenen Einnahme⸗ 


und Ausgabe⸗Etats zu revidiren und feſtzuſetzen, die von derſelben mit einer 


Generalnachweiſung uͤber die Reſultate der Verwaltung in dem ce 
a f . Jahre 


1 n 


Nee 


n 
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Jahre vorzulegenden Jahresrechnungen zu revidiren und zu dechargiren, die 
jährlichen Beiträge und deren Aufbringung ($. 6.) feſtzuſetzen, und über die 
Erweiterung oder Veraͤnderung der beſtehenden Anſtalt zu beſchließen. 

a Die hieruͤber gefaßten Beſchluͤſſe des Kommunallandtages ſind jedoch auf 
dem verfaſſungsmaͤßigen Wege zur Beſtaͤtigung einzureichen. 


Oberaufſichtsrechte des Staats. 
H. 10. 
5 In allen in H. 9. nicht erwaͤhnten Beziehungen iſt die Landarmen⸗Direk⸗ 
tion den Staatsbehoͤrden, und zwar zunächft dem Oberpraͤſidenten der Provinz, 
unmittelbar untergeordnet, welcher auf diesfaͤllige Beſchwerden entſcheidet. In 
weiterer Inſtanz geht die Entſcheidung an den Miniſter des Innern. 


Staͤndiſche Landarmen-Direktion. 


H. 11. 


8 Die ſtaͤndiſche Landarmen⸗Direktion hat ihren Sitz in Landsberg a. d. W. 
Rund iſt aus drei Mitgliedern zuſammengeſetzt, fuͤr welche außerdem zwei Stell⸗ 
vertreter für etwaige Behinderungsfaͤlle erwaͤhlt werden. Einer der Direktoren 
muß als beſtaͤndiger Deputirter am Sitze der Direktion, oder doch in der Naͤhe 
deſſelben ſeinen Wohnſitz haben. f ee 

Zum Reſſort der Landarmen⸗Direktion gehört die geſammte aͤußere Ver⸗ 
waltung der dem Verbande gehörigen Fonds und Anſtalten. 

Sie bedient ſich hierbei der in den FH. 15 — 18. bezeichneten Organe. 
Außerdem haben aber auch die Königlichen und Orts-Behoͤrden den Requiſitionen 
der Landarmen⸗Direktion gebuͤhrende Folge zu leiſten. 


Kommiſſarius des Staats. 


H. 12. 


Die unmittelbare Oberaufſicht und Kontrole des Staats bei den der 
ſtaͤndiſchen Landarmen⸗Direktion in Beziehung auf das Landarmen⸗, Korrigenden⸗ 
und Irrenweſen tiberwiefenen landespolizeilichen Funktionen wird durch einen 
Regierungs⸗Kommiſſarius ausgeuͤbt. Derſelbe iſt berechtigt, an den Berathun⸗ 
gen der Direktion Theil zu nehmen, und fuͤhrt alsdann den Vorſitz. Ein 
Stimmrecht ſteht ihm nicht zu; er iſt aber, wenn er es im Intereſſe der Staatsauf⸗ 
ſicht für erforderlich erachtet, berechtigt, die Beſchluͤſſe der Direktion zu ſuspen⸗ 
diren. In einem ſolchen Falle iſt die Entſcheidung der vorgeſetzten Behoͤrde 
einzuholen. a 5 f 3 
Alle Inſtanzberichte der Landarmen⸗Direktion gehen durch die Haͤnde 
dieſes Kommiſſarius zur Durchſicht und etwanigen Hinzufuͤgung ſeines Gut⸗ 
achtens, desgleichen gehen alle Verfügungen der vorgeſetzten Behörde an die 
Landarmen⸗Direktion bei demſelben durch. 


Gr. 5285.) a Wahl 
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Wahl und Amtsdauer der Direktion und ihrer Stellvertreter. 


H. 18. 


Die Wahl der Mitglieder der Landarmen⸗ Direktion und ihrer Stelloer⸗ BE 


treter wird durch den Kommunallandtag der Neumark vollzogen und unterliegt 
der landesherrlichen Beſtaͤtigung. Sie erfolgt auf neun Jahre, und zwar der⸗ 
geſtalt, daß alle drei Jahre ein Mitglied ausſcheidet, für welches alsdann eine 
neue Wahl oder Verlängerung der Dienſtzeit eintritt. 

Die Reihenfolge des erſten Ausſcheidens wird bei mangelnder Vereini⸗ 
gung unter den Direktoren durch das Loos beſtimmt. 


Der Vorſitzende der Direktion wird durch die Mitglieder derſelben erwaͤhlt; | 


der beftändige Deputirte kann niemals Vorſitzender ſein. 


Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktion. 
§. 14. 


Die Direktion verſammelt ſich regelmaͤßig vierteljaͤhrlich, bei beſonderen 
Veranlaſſungen aber auch außer dieſer Zeit. 
In ihren Verſammlungen erfolgen die Beſchluͤſſe nach kollegialiſcher Be⸗ 


rathung durch Stimmenmehrheit der Direktoren. Um einen guͤltigen Beſchluß 


zu faſſen, muͤſſen daher alle drei Mitglieder der Direktion oder deren Stellver⸗ 
treter anweſend ſein, und werden die fchriftlichen Vota der Nichtanweſenden 
dabei nicht beachtet. Ueber die gefaßten Beſchluͤſſe wird in jeder Seffion ein 
Konferenzprotokoll geführt, welches dem Kommiſſarius der Staatsregierung ſtets 
abſchriftlich mitzutheilen iſt. 

Der beſtaͤndige Deputirte hat die Ausfuͤhrung dieſer Beſchluͤſſe, und die 
von einer Verſammlung zur anderen vorkommenden laufenden Geſchaͤfte, in⸗ 
eder die Vorbereitung derſelben fuͤr die Zuſammenkuͤnfte der Direktion zu 
eſorgen. Insbeſondere iſt von ihm in jedem einzelnen Falle uͤber die Annahme 
der eingelieferten Pfleglinge und Zuͤchtlinge Beſtimmung zu treffen. Die naͤhe⸗ 
ren Beſtimmungen über den Gefchäftsbetrieb bei der Landarmen⸗Direktion blei⸗ 
ben der von dem Kommunallandtage der Neumark zu entwerfenden und von 
8 in des Innern zu beftätigenden Geſchaͤftsanweiſung fuͤr dieſelbe vor⸗ 
ehalten. 


Kaſſe und Depoſitorium der Landarmen-⸗Anſtalt. 


§. 15. 


Die Kaſſe der Landarmen⸗Anſtalt, welche ſich ebenfalls in Landsberg a. d. W. 
befindet, muß alle Monate von dem beſtaͤndigen Deputirten der Direktion, und 
zwar an dem Tage, wo die Reviſion der Königlichen Kaſſen in Landsberg 
ftattfindet, ordentlich, und außerdem, wenigſtens einmal in jedem Jahre, auf 
Anordnung des Vorſitzenden der Direktion außerordentlich revidirt werden. 

Zu dem Depofitorium, welches mit drei verſchiedenen Schloͤſſern ver⸗ 
ſehen ſein muß, wird der eine Schluͤſſel von dem beſtaͤndigen Deputirten, der 
zweite von dem Inſpektor, und der dritte von dem Rendanten gefuͤhrt. 


EL ˙ ˙rÄ 
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„ 
Inſpektion der Anſtalt. 

H. 16. 
5 Der ſpeziellen Verwaltung der Landarmen⸗Anſtalt ſteht unter der be⸗ 
ſtäͤndigen Aufſicht und Kontrole der Randarmen- Direktion eine Inſpektion vor, 
welche aus dem Inſpektor, der die Hauptleitung des Geſchaͤftsganges im Land⸗ 


armenhauſe und die Aufſicht und Kontrole uͤber die übrigen Offizianten der 
Anſtalt ausuͤbt, einem Rendanten und einem Aktuarius zuſammengeſetzt iſt. 


Zugeordnete Beamte der Anſtalts-Inſpektion. 


NEAR 
Außerdem wird ein Oberaufſeher und ein Hausvater für das Landarmen⸗ 
haus beſtellt, und endlich ein Prediger, ein Lehrer, ein Kuͤſter, ein Arzt und 
Wundarzt demſelben zugeordnet. 


Wahl und Geſchaͤftsfuͤhrung der Anſtaltsbeamten. 


$. 18. 

Die im H. 16. gedachten Beamten ernennt der Kommunallandtag. Die 
Direktion hat aber bei eintretenden Vakanzen noͤthigenfalls ein Proviſorium 
einzurichten. - 

Die 1 der im $. 17. aufgeführten Beamten wird dagegen von 
der Landarmen-Direktion ſelbſtſtaͤndig vorgenommen. : 

\ Die nähere Feſtſtellung der Obliegenheiten der in den HH. 16. und 17. 
gedachten Anſtaltsbeamten bleibt der für das Landarmenhaus zu entwerfenden 
Hausordnung, reſp. den Dienſtinſtruktionen vorbehalten. 


Subalternbeamte. 


H. 19. 

Die Anſtellung des ſonſt noch erforderlichen Subalternperſonals bleibt 
der Landarmen⸗Direktion innerhalb der ihr durch den Etat geſetzten Schranken 
lediglich uͤberlaſſen; doch iſt ſie dabei an die allgemeinen Vorſchriften wegen 
Beruͤckſichtigung der zur Civilverſorgung berechtigten Militairperſonen gebunden. 


V. Von den Zwecken des Landarmen⸗ Verbandes im 
Beſonderen. 


A. Landarmenpflege. 
H. 20. 

Nimmt eine Gemeinde auf Grund des H. 14. des Geſetzes uͤber die 
Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842. die Beihuͤlfe des Land⸗ 
armen⸗Verbandes zur Verpflegung eines ihr zur Laſt fallenden Ortsarmen 
wegen angeblichen Unvermögens in Anſpruch, und wird dieſer Anſpruch von 

(Nr. 5285.) der 
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das behauptete Unvermoͤgen und der Betrag, welchen die Gemeinde ohne ihren 


ſchaft, welche die Abſendung bewirkt, vorzuſchießen, von der Landarmen⸗Direk⸗ 


. 
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der Landarmen⸗ Direktion nach den obwaltenden Verhaͤltniſſen fuͤr begruͤnde 
nicht anerkannt, ſo iſt von dem Oberpraͤſidenten daruͤber zu entſcheiden, nachdem 


Ruin aus eigenen Mitteln dazu verwenden kann, durch die Regierung naͤher 
eroͤrtert und begutachtet worden iſt. 


H. 21. a 
Der Abſendung eines Armen in das Landarmenhaus muß deſſen An⸗ 
meldung bei der Landarmen⸗Direktion durch die Polizeibehoͤrde des Orts, in 
welchem die Huͤlfsbeduͤrftigkeit des Armen eingetreten iſt, und die au 8 
der erſteren, daß ſie zu deſſen Aufnahme bereit ſei, ohne von der gemaͤß H. 15. 
des Armenpflege-Geſetzes vom 31. Dezember 1842. ihr zuſtehenden Befugniß 
der Ueberweiſung an die betreffende Ortsgemeinde oder Guksherrſchaft Gebrauch 
zu machen, in der Regel vorhergehen. Der Anmeldung muß eine ausfuͤhrliche 
Vernehmungsverhandlung uͤber die heimathlichen und perſönlichen Verhaͤltniſſe 
des Angemeldeten jedesmal beigefuͤgt ſein. 


H. 22. 
Die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten find von der Gemeinde oder Gutsherr⸗ 


tion aber zu verguͤten, ſofern nicht der Ueberwieſene ein auf Grund der §H. 14. 
und 16. des Armenpflege-Geſetzes vom 31. Dezember 1842. uͤbernommener 
Ortsarmer ſein ſollte, in welchem Falle jene Koſten von dem betreffenden 
Ortsarmen-⸗Verbande zu tragen find. N 


H. 23. 

Da das Neumaͤrkiſche Landarmenhaus zu Landsberg a. d. W. ſowohl zur 
Aufnahme und Verpflegung der Landarmen, als zur Detention der Korrigene 
den beſtimmt iſt, ſo muͤſſen die Raͤume, welche in demſelben beiden, von ein⸗ 3 
ander weſentlich verſchiedenen Gattungen von Haͤuslingen angewiefen find, fireng 
von einander geſondert fein, auch die Korrigenden eine von jenen ſie unterſchei⸗ 
dende Kleidung erhalten. 


B. Erziehung und Beſſerung fittlich verwahrlofter Kinder. 


§. 24. | 


Soweit es die Ruͤckſichten des Landarmenhauſes und die Mittel de 
Landarmen⸗Fonds geſtatten, ſollen außer den der Fuͤrſorge des Landarmen⸗Ver⸗ 


bandes anheimfallenden heimathloſen Kindern auch ſolche verwahrloſte Kinder 


gegen einen maͤßigen Verpflegungsſatz in das Landarmenhaus aufgenommen, 

und dort fuͤr deren Erziehung und Unterricht geſorgt werden, fuͤr welche zwar 

nicht von dem Landarmen-Verbande, ſondern von ihren eigenen Eltern oder 

Vormuͤndern oder von einer affoziirten Gemeinde oder Gutsherrſchaft die Für 

ſorge auszuüben fein würde, für deren angemeſſene Erziehung aber die ent⸗ 

ſprechenden Einrichtungen in den Heimathsorten entweder uberhaupt fehlen, > 
do 


äßigen Koſtenaufwande zu beſchaffen fein 


doch nur mit einem unverhaͤltn 
würden. 
C. Vollſtreckung der gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeits⸗ 
5 ſcheue erkannten Strafen. 
§. 25, 
Die Koſten des Transports der Verurtheilten aus den Gerichtsgefaͤng⸗ 
niſſen nach der Landarmen-Anſtalt werden von der Anſtaltskaſſe getragen, 
während die in dem Unterſuchungsverfahren entſtandenen Koſten, einſchließlich 
der etwa noͤthigen Bekleidung des Verurtheilten zum Transport in die Anſtalt, 
dem Kriminalfonds verbleiben. 7 
Da, wo das die Unterſuchung fuͤhrende Gericht ſich mit der Landarmen⸗ 
Anſtalt an demſelben Orte befindet, konnen die im Bezirk des Gerichts auf⸗ 
gegriffenen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen ſofort nach der Aufgrei⸗ 
fung in die Landarmen⸗Anſtalt geſchafft, und in derſelben waͤhrend der Unter⸗ 
ſuchung detinirt werden. 


der Landarmen⸗Fonds. 


H. 26. 


Die Vollſtreckung der Strafen, welche gegen die im Bereiche des Ver⸗ 
bandes aufgegriffenen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen, ſowie gegen die 


auf Koſten des Verbandes in der Landarmen⸗ und Korrektions⸗Anſtalt, wenn 
die Strafe das Maaß von Einer Woche Gefaͤngniß überfchreitet, oder der Anz 
geſchuldigte in Gemaͤßheit der Beſtimmung des H. 25. ſchon fuͤr die Zeit der 
Unterſuchung in die Anſtalt geſchafft worden iſt. 


D. Korrektions-Verfahren. 


$. 27. 

Die Koſten der Detention waͤhrend der Korrektionshaft, ingleichen die 
Koſten der Detention der in das Landarmenhaus in Gemaͤßheit der Artikel 11. 
bis 14. des Geſetzes vom 21. Mai 1855. eingelieferten Perſonen, fallen dem 
Landarmen⸗Fonds zur Laſt. 

In allen Fallen, in welchen die Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen, 
ſowie die gewerbsmaͤßig Unzucht treibenden Weibsperſonen nach ausgeſtandener 
Strafe, weil ſie Ausländer ſind, aus dem Lande gewieſen werden, iſt dieſe 
Maaßregel durch die Landarmen⸗Direktion in Vollzug zu ſetzen. 


E. Verwahrung, Verpflegung und Heilung der Geiſteskranken. 


$. 28. 


Es hängt vom Landarmen⸗Verbande ab, ob für die Neumark ein eigenes 
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Auch in dieſem Falle traͤgt die Koſten der Detention wie des Transports f 


gewerbsmaͤßig Unzucht treibenden Weibsperſonen erkannt worden ſind „erfolgt 


ee era | 
Irrenhaus erbaut und eingerichtet, oder ob mit einer anderen Anſtaltsverwal⸗ 
tung ein Abkommen wegen Aufnahme der Irren getroffen werden ſoll. 


5 §. 29. 

Der Landarmen⸗Verband iſt 

1) verpflichtet, die Fuͤrſorge zu uͤbernehmen, 
Ah alle, im Sinne des 9 2. Nr. 7. gefährlichen Irren des Be⸗ 
zirks, und zwar ohne ſelbſt fir diejenigen, welche zur Klaſſe der Orts⸗ 
armen gehoͤren, eine Verguͤtung von den ortlichen Verbaͤnden ver⸗ 
langen zu koͤnnen. 

Beſitzen ſolche Irre Vermoͤgen, oder ſind unterſtuͤtzungspflich⸗ 
tige und ⸗faͤhige Verwandte vorhanden, ſo iſt für die Verpflegung 
eine angemeſſene Verguͤtung zu leiſten. Kann die Verguͤtung nur 
theilweiſe gewaͤhrt werden, ſo trifft der Ausfall den Landarmen⸗Fonds, 
nicht den Ortsverband. 


2) Außerdem darf die Landarmen⸗Direktion die Fuͤrſorge uͤbernehmen: 
a) für alle nicht gefährlichen Irren, welche zu den Landarmen ge⸗ 


hoͤren; 

b) fuͤr ſolche nicht gefaͤhrliche Irre, welche die Ortsverbaͤnde als Orts⸗ 
arme zu verpflegen haben, ſofern dieſe Verbaͤnde einen angemeſſenen 
0 für die Aufnahme an den Landarmen = Verband 
zahlen; 

c) unter Vorausſetzung leicher Vergütung fuͤr die nicht gefährlichen 
und nicht der oͤffentlichen Armenpflege beduͤrftigen Irren. 


H. 30. 


Wenn die Unterbringung eines Wahn⸗ oder Bloͤdſinnigen in einem Irren⸗ 
hauſe nach Maaßgabe des $. 29. Nr. 1. nothwendig wird, fo hat die Orts⸗ 
polizei⸗Behoͤrde ſich wegen deſſen Aufnahme an die Landarmen⸗Direktion zu 
wenden. 

In dieſer Pflicht der Ortspolizei⸗Behörde wird auch dadurch nichts ge⸗ 
ändert, daß uber einen ſolchen Gemuͤthskranken bereits die Kuratel eingeleitet 
und die Vormundſchafts⸗Behoͤrde daher ebenfalls zu dem Antrage auf Sicher⸗ 
ſtellung des Geiſteskranken verpflichtet iſt. i 

$. 31. 

Dem Antrage muͤſſen beigefuͤgt ſein: 

1) das gerichtliche Erkenntniß, wodurch der Kranke fuͤr wahn⸗ oder bloͤd⸗ 
ſinnig erklaͤrt worden iſt, 

2) ein ärztliches Zeugniß uͤber den Krankheitszuſtand, insbeſondere Darüber, 
ob Hoffnung zur Wiederherſtellung des Kranken vorhanden, und ob der 
Zuſtand derartig iſt, daß eine gewöhnliche i l e deſſelben nicht 
genuͤgt, ſondern ſeine Einſperrung nothwendig iſt, un 8 

3) | graue Auslaſſung über die Familien und Vermoͤgens⸗Verhaͤltniſſe 

es Kranken. 


9. 3. 


N 


a 


H. 32. „ 
Die Direktion muß in jedem der im H. 29. unter Nr. 1., 2. a, b. und c. 
bezeichneten Faͤlle vor Genehmigung der Aufnahme auf das Genaueſte feſt⸗ 
ſtellen, ob die Erforderniſſe des H. 29. und reſp des H. 31. vorhanden ſind, 
und hat es zu verantworten, daß kein Menſch unter dem Vorgeben der Ver⸗ 
ſtandesſtörung feiner Freiheit ohne Noth beraubt werde. 


H. 33. 


Nur ausnahmsweiſe kann daher die Aufnahme ſelbſt gemeingefaͤhrlicher 
Geiſteskranken in eine Irrenanſtalt ohne vorhergegangene gerichtliche Wahn⸗ 
oder Bloͤdſinnigkeits⸗Erklaͤrung erfolgen. Eine ſolche Ausnahme iſt nur be⸗ 
gruͤndet, wenn von zwei Aerzten bezeugt wird, daß eine Wiederherſtellung des 
Kranken wahrſcheinlich iſt, die Foͤrmlichkeiten der Prüfung feines Gemuͤthszu⸗ 
ftandes ihm aber nachtheilig fein können, oder zu ſeiner Heilung und zu ſeiner 
eigenen und ſeiner Umgebungen Sicherheit Anſtalten noͤthig find, die am Orte 
ſeines Aufenthalts nicht gewährt werden koͤnnen. Auch iſt zu beſcheinigen, daß 
feinem perfönlichen Richter hiervon Anzeige gemacht ſei, und dieſer nichts da⸗ 
gegen zu erinnern gehabt habe, woruͤber es jedoch einer ausdrücklichen Aeuße⸗ 
rung des Gerichts nicht bedarf. In ſolchem Falle ſoll die Aufnahme alsdann 
unverzuͤglich veranlaßt werden. 


F. 34. 


Hat die Direktion Bedenken, ob eine durch erichtliches Erkenntniß für 
wahn⸗ oder blödſinnig erklaͤrte Perſon, deren Aufng me in das Irrenhaus be⸗ 
antragt wird, zu derjenigen Klaſſe Geiſteskranker gehöre, die nach H. 29. Nr. 1. 
aufgenommen werden muͤſſen, ſo ſteht es derſelben frei, ihn vor der Ueberwei⸗ 
ſung in die Irrenanſtalt ins Landarmenhaus aufzunehmen, um hier ſeinen Ge⸗ 
muͤthszuſtand prüfen zu laſſen. Findet ſich hier nach dem uͤbereinſtimmenden 
Zeugniſſe des Anſtaltsarztes und der Inſpektion, daß er nicht zu den bezeichneten 
Irren gehoͤrt, ſo iſt die abſendende Polizeibehoͤrde verpflichtet, ihn zurückzunehmen. 
Dieſe Behörde iſt, jedoch nur auf eigene Koſten, befugt, dem Anſtaltsarzte zur 
Beobachtung des Kranken noch zwei andere Aerzte in Landsberg a. d. W. zu⸗ 
zuordnen, und weicht deren einſtimmiges Gutachten von der Meinung der beiden 
Anſtaltsbeamten ab, fo entſcheidet das Medizinalkollegium der Provinz. 


$. 35. 

Wenn die Direktion gegen die Aufnahme des Irren kein Bedenken fin⸗ 
det, fo veranlaßt fie ſolche und ſetzt die nachſuchende Behörde hiervon in Kennt⸗ 
niß, um die Einlieferung unmittelbar in das Irrenhaus zu bewirken. 

H. 36. 
Die Transportkoſten nach dem Irren⸗ oder Landarmenhauſe werden nach 


denſelben Regeln, wie die Koſten der Verpflegung des Irren (F. 29.), getra⸗ 


gen, ebenſo auch die Koſten der bei der Aufnahme deſſelben ins Irrenhaus 
Gr, 5285, 73²ꝛ mit⸗ 


a 


mitzubringenden Ausſt 


ttung, deren i nähere 
behalten bleibt, Ti 


RE 


$. 37. 


Wenn die Aufnahme vermoͤgender Irren (H. 29. Nr. 2. Litt. c.) in 
eine Irrenanſtalt beantragt wird, ſo wird, wenn die Umſtaͤnde es geſtatten, die 
Landarmen-Direktion dies auf Koſten der Kranken oder der zu ihrer Unter⸗ 
haltung verpflichteten Verwandten bewirken, und kommt es in dieſem Falle 
nicht auf die mehrere oder mindere Gefaͤhrlichkeit derſelben an. Unter allen 
Umſtaͤnden muß aber das Wahn⸗ oder Bloͤdſinnigkeits-Erkenntniß, mit Aus: 
nahme der im H. 33. bezeichneten Faͤlle, beigebracht werden. 

Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der Ortsarmen-Verband ($. 29. Nr. 2, 
Litt. b.) die Koſten der Unterhaltung im Irrenhauſe übernehmen will, oder es 


ſich um die Aufnahme eines nicht gefährlichen landarmen Geiſteskranken (H. 29. 


Nr: 2. Litt. a.) handelt. 
Die Einzahlung der Koſten erfolgt in die Landarmen⸗Kaſſe und aus die⸗ 
ſer im Ganzen an die Irrenanſtalt. 


Schlußbeſtimmungen. 


8 H. 38. 


Die Kandarmen- Direktion hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe 
die Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege, das Kor⸗ 
rigendenweſen und die Heilung und Pflege der Gemuͤthskranken in einer ſum⸗ 


mariſchen Nachweiſung durch die Amtsblaͤtter der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 


zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 
H. 39. 


In den Immunitaͤten der Landarmen⸗ und Korrektions-Anſtalt, wie fie 
bisher, namentlich gemaͤß H. 32. des Landarmen-Reglements vom 12. Mai 
1800., und der ſpaͤter dazu ergangenen ergänzenden und modifizirenden Beſtim⸗ 
mungen beſtanden haben, tritt durch dieſes Reglement keine Aenderung ein. 

Gegeben Berlin, den 19. Oktober 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Simons. v. Patow. v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. 
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(Nr. 5286.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12%. November 18 


3 = | 
0. , betreffend die Anciennetaͤtsver⸗ 
haͤltniſſe und die Gehaltsſtufen der richterlichen Beamten. 


Ait Ihren Bericht vom 31. Oktober d. J. beſtimme Ich in Ergaͤnzung des 
Erlaſſes vom 19. Maͤrz 1850., betreffend die Anciennetaͤtsverhaͤltniſſe, die Ge⸗ 
haltsſtufen und den Rang der richterlichen Beamten, ſowie der Beamten der 
Staatsanwaltſchaft (Geſetz-Sammlung ©. 274.), was folgt: 


1) Die Verleihung der zulaͤſſigen Gehaltszulagen an die richterlichen Beam⸗ 
ten in den etatsmaͤßig feſtſtehenden Gehaltsklaſſen ihrer Kategorie erfolgt 
nach Maaßgabe der Anciennetät. Dies hindert jedoch nicht, einzelne 
Richter von einem Gerichte an das andere, in den Grenzen, wie dies 
geſetzlich zuläffig iſt, mit einem ihrem Dienſtalter entſprechenden Gehalte 
u verſetzen. Auch muß es bei den bisherigen Verwaltungsgrundſaͤtzen 
hinsichtlich der den Einzelrichtern zu bewilligenden Zulagen ſo lange ſein 
a behalten, als nicht hierzu ein beſonderer Fonds ausgeſetzt wer⸗ 

en kann. 


2) Wenn gegen einen Richter die Einleitung einer gerichtlichen oder Diszi⸗ 
plinar⸗Unkerſuchung beſchloſſen worden, jo iſt bis nach Beendigung des 
Verfahrens das Einruͤcken deſſelben in höhere Gehaltsſtufen auszuſetzen. 
Eine Nachzahlung der ſolchergeſtalt zuruͤckbehaltenen Gehaltszulagen 


findet nicht ſtatt, wenn das Endurtheil auf Dienſtentlaſſung oder auf 
Berſetzung mit Verminderung des Dienſteinkommens lautet, wogegen in 
allen übrigen Fallen eine Nachzahlung unter Zuruͤckbeziehung der Verlei⸗ 


hung auf denjenigen Zeitpunkt zu bewilligen iſt, von welchem ab die Ge⸗ 
haltsverbeſſerung bei nicht ſtattgehabtem Unterſuchungsverfahren zur An⸗ 
weiſung gelangt ſein wuͤrde. 


3) Iſt gegen einen Richter im Disziplinarverfahren auf Verſetzung mit Ver⸗ 
minderung des Dienſteinkommens erkannt, ſo iſt die ausgeſprochene Ver⸗ 
minderung immer nur auf dasjenige Dienſteinkommen zu beziehen, in deſſen 
Genuſſe der Richter ſich bei Einleitung der Unterſuchung befunden hat. 


Berlin, den 12. November 1860. 
Im Namen Seiner Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. 


An den Juſtizminiſter. 
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(Nr. 5287.) Bernbmung gm 19. November 1860., betreffend die Wiederherſtellung der 
bei dem Brande der Stadt Ellrich im Jahre 1860. vernichteten Hypothe⸗ 
kenbücher und Grundakten, und die Amortiſation der dabei verloren ge- 


gangenen Dokumente. 


Y. bei dem am 25. September 1860. in der Stadt Ellrich ſtattgefundenen 
Brande ein großer Theil der Hypothekenbuͤcher und ſaͤmmtliche Grund⸗ und 
ſonſtige Akten der Gerichtskommiſſion zu Ellrich verbrannt, Behufs der Wieder⸗ 
herſtellung der Hypothekenbuͤcher und Grundakten aber nach H. 3. Titel 4. der 
Allgemeinen Hypothekenordnung beſondere Anweiſungen erforderlich ſind, ſo be⸗ 
ſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 15. November d. J.: i 


1) Alle diejenigen, welchen auf die im Bezirke der Gerichtskommiſſion zu 
Ellrich gelegenen Grundſtuͤcke oder Gerechtigkeiten Eigenthums⸗, Hypo⸗ 
theken⸗ oder andere Realrechte oder Anſpruͤche zuſtehen, ſollen durch eine 
in den Öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der Regierung zu Erfurt 
dreimal (monatlich einmal) einzuruͤckende und an der Gerichtsſtelle der 
Gerichtskommiſſion zu Ellrich auszuhaͤngende Vorladung aufgefordert 
werden, ihre Rechte oder Anſpruͤche innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, 
deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei der Gerichts⸗ 
Kommiſſion zu Ellrich anzumelden und nachzuweiſen. 


2) Wer dieſer Aufforderung nicht Folge leiſtet, behaͤlt zwar ſeine Rechte 
gegen die Perſon ſeines Schuldners und deſſen Erben, er kann ſich auch 
an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, ſo lange ſich ſolches noch in 
den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet; er verliert 
aber, inſoweit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch nicht ſelbſt 
zur Eintragung angemeldet, oder, wenn der Richter aus anderen Doku⸗ 
menten davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt und deren Eintra⸗ 
gung bewilligt hat: 


a) fein Realrecht in Beziehung auf jeden Dritten, der im redlichen 
Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs nach deſſen Wie⸗ 
derherſtellung das Grundſtuͤck oder die Gerechtigkeit erwirbt; 


b) fein Vorzugsrecht in Beziehung auf alle übrige Realberechtigte, 
deren Hypotheken⸗ oder andere Realanſpruͤche vor den ſeinigen ein⸗ 
getragen worden ſind, und haftet zugleich fuͤr jeden von ſeinem 
Dokument ſpaͤterhin gemachten Mißbrauch und den dadurch und 
aus der Nichtbefolgung der an ihn ergangenen Aufforderung ent⸗ 
ſtandenen Schaden. Dieſe Folgen ſind in der oͤffentlichen Vorla⸗ 
dung zu 1. den Ausbleibenden anzukuͤndigen. 


3) Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebot und der ir ue 
der Hypothekenbuͤcher und Grundakten von allen Gerichtskoſten un 
Stempelgebuͤhren befreit ſein. Eine gleiche Befreiung von Gerichtskoſten 
und Stempelgebuͤhren ſoll denſelben auch bei der Wiederherſtellung der 

uͤbrigen 


= _ m. z | 
übrigen verbrannten Gerichtsakten „namentlich der Nachlaß⸗ und Vor⸗ 
mundſchaftsakten, zu Statten kommen. 


4) Wenn nach dieſen Vorſchriften das alice erfolgt iſt, bedarf es auch 

weiter keines beſonderen Aufgebots zur Amortiſation der bis dahin ver⸗ 
lorenen, auf einen gewiſſen Inhaber lautenden Hypotheken⸗Inſtrumente, 
welche die Grundſtuͤcke betreffen, die innerhalb des Bezirks gelegen ſind, 
auf welchen ſich das Aufgebot erſtreckt, vielmehr ſoll die Quittung oder, 
ſoweit der Anſpruch noch beſteht, der Mortifikationsſchein des Berechtig⸗ 
ten auch die Stelle des Praͤkluſionserkenntniſſes vertreten. 


5) Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwaͤrtig und bis zur er⸗ 


folgten Wiederherſtellung des Hypothekenbuchs eingeleitet werden, hat 
das Gericht die Aufnahme der Taxe und den Bietungstermin nur den⸗ 
jenigen Hypothekenglaͤubigern und Realberechtigten beſonders bekannt zu 
machen, deren Rechte bis zur Einleitung der Subhaſtation zu den neu 
angelegten Grundakten angemeldet ſind. Allen etwanigen, dem Gerichte 
noch nicht wieder bekannt gewordenen Hypothekenglaͤubigern und Real⸗ 
berechtigten, ſowie allen ſonſtigen unbekannten Realpraͤtendenten iſt in 
dem öffentlichen Subhaſtationspatente die Warnung zu ſtellen, daß bei 
ihrem Ausbleiben im Bietungstermine ohne Ruͤckſucht auf fie mit dem 
Zuſchlage und der Vertheilung der Kaufgelder werde verfahren und ſie 
mit ihren Rechten und Anſpruͤchen an das Grundſtuͤck nicht weiter wer⸗ 
den gehoͤrt werden. S5 Hi 


Sie haben dieſe Verordnung durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen a 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 19, November 1860. 
Im Namen Seiner Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Simons. 


An den Juſtizminiſter. 
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